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SED will freies Handwerk liquidieren
Selbständige werden in „Produktionsgenossenschaften" gedrängt

Unter dem Vorwand, die handwerkliche Produktionsweise sei 
im  Zeitalter der Industrialisierung: überholt und unrentabel, 
experim entiert die SED seit nunmehr zwei Jahren m it den 
sogenannten «Handwerklichen Produktionsgenossenschaften“  
(H PG ’s). D ie ersten unter politischem und wirtschaftlichem 
Druck erfolgten Zusammenschlüsse fre ier  Handwerker zu sol
chen H P G ’s ergaben ein Fiasko. Sie dienten der Abschreckung, 
die bis heute das SED-Program m  verhindert hat. Jetzt, vor 
dem Anlaufen des 2. Fün f jahresplanes, holt die SED zum end
gültigen Schlag aus: Ausgerechnet die N D PD , die «P a rte i des 
Handwerks und kleinen Unternehmertums“ , soll die Bildung 
von H P G ’s forcieren. Noch bis zum Jahresende soll sich das 
fre ie  Handwerk entscheiden: Ko llektivierung oder w irtschaft
licher Untergang!

D ie Absichten wurden in die
sen Tagen auf der 1. Zentralen 
¿Konferenz der Handwerklichen

Produktionsgenossenschaften 
dargelegt. Unter den gleichen 
Vorzeichen, w ie seinerzeit die 
K o llektivierung der [Landwirt
schaft begann, werden bereits 
Ende September —  mit dem An
laufen des letzten Planquartals 
— die selbständigen Handwer
ker vor die A lternative gestellt.

Lehnen sie ab, dürften sie tat
sächlich nicht länger konkur
renzfähig sein: Man w ird  ihnen 
die restliche Materialbasis ent
ziehen, bisherige Steuervergün
stigungen drohen fortzufallen, 
staatliche Stellen werden ihnen 
Aufträge entziehen; W illigen  sie 
ein, sieht das folgendermaßen 
aus:

Zwei-Stufen-Betrug
Das in Vorbereitung befind

liche HPG-Statut sieht die B il
dung von Produktionsgenossen
schaften in zwei Stufen vor. 
Stufe I :  D ie Produktionsm ittel, 
Maschinen und Werkzeuge, kön
nen Eigentum der Genossen
schafter bleiben. Diese führen 
in der eigenen oder einer zen
tralen W erkstatt m it diesen M a
schinen vom Staat festgesetzte 
Planaufgaben durch. Es ist den 
Genossenschaftern „fre igeste llt“ , 
ihre Produktionsm ittel zu einem 
amtlichen Taxw ert an die H PG  
zu Verkäufern Da eine derartige

Überschreibung „im  Interesse 
der reibungsloseren Produktion“ 
erwünscht ist, tr itt  man nach 
einer gewissen Übergangszeit 
m it dieser Aufforderung an die 
H PG -M itg lieder heran. Und da
m it ist man auch schon bei 
Stufe I I :  H ier  bringen die M it
g lied er ihre gesamte W erkstatt 
in  die Genossenschaft ein. Nach 
dem Verkauf ih rer Produktions
m ittel sind sie Lohnarbeiter. 
D ie  nächste, in  diesem Fün f
jahrplan nicht m ehr verkündete 
Stufe ist der VEB  . . ,

A u f diesen „Zwei-Stufen“~Be- 
trug sind v ie le  jen er Handwer
ker hereingefallen, die sich' vor 
einem oder anderthalb Jahren 
zur B ildung einer H PG  über
reden ließen. H eute sind sie 
zum T e il —  bettelarm  und ohne 
Chancen —  aus den Produk
tionsgenossenschaften ausge
schieden. W as ihnen blieb, war 
der W eg  zur Personalabteilung 
des nächsten V E B !

Verraten und verkauft
Is t  der bis dahin selbständige 

Handwerker einmal in der P ro 
duktionsgenossenschaft, kann er 
diese kaum w ieder verlassen. 
Theoretisch g ib t es eine solche 
M öglichkeit zum Ende eines je 
den W irtschaftsjahres. P rak 
tisch aber besagt ein Passus des 
Statuts, daß jedes M itg lied  bei 
seinem Austritt fü r „den ent
standenen Schaden“ haftbar ge

macht werden kann. In  zahlrei
chen Fällen. hat man auf Grund 
dieses Passus erklärt, ■ der En t
zug von Produktionsm itteln 
habe die P lanerfü llung behin
dert. D er „Schadenersatz“  war 
in  diesem1 F a lle  identisch mit 
dem Taxw ert eben _ jener M a
schinen und Werkzeuge, die der 
Ausgeschiedene nie w iedergese
hen hat.

W eitere Bestimmungen schrän
ken die Hechte der Handwerker 
e in ; E r w ird  zusammen m it. sei
nen Gesellen gleichberechtigtes 
M itg lied  einer Genossenschaft, 
über deren Ziel, Entwicklung 
und Veränderung bestimmt die 
M itgliederversammlung, in  der 
er je tz t  w ieder zusammen mit 
seinen Gesellen und Lehrlingen 
„gleichberechtigt“ ist. D ie V er
sammlung beisp ielsw eise.. kann 
m it einfacher Stimmenmehrheit 
wesentliche Beschlüsse fassen, 
die der Handwerker niemals b il
ligen  kann, und die trotzdem 
auf Grund der Stimmenzahl sei
ner in  der F D J  organisierten 
Leh rlin ge und der SED-Gesellen 
Zustandekommen.

A u f diese A rt sind bereits 
Hunderte gesunder Handwerks
betriebe vom Staat geschluckt 
worden. D ie  Gutgläubigen aber 
waren verraten und verkauft.

Hart bleiben!
Dem Handwerker bleibt keine 

andere Möglichkeit, als hart zu 
bleiben! E r  muß durch gute 
Facharbeit ausgleichen, was ihm 
der Staat durch den Entzug von 
[Rohstoffen zu verderben sucht. 
Es ist w ie bei den L P G ’s auf 
dem L a n d e : D ie ersten Gutgläu
bigen müssen draufzahlen, da
m it ihr Beispiel als Abschrek- 
kung für die anderen dient. 
Denn —  hat der selbständige 
Handwerker weniger zu verlie
ren als der Bauer, dem die L P G  
Haus und H o f genommen hat?
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J . B .  G r a d l :

Direkt mit 
Pankow ?

D ie Tagung des Obersten So
w jets  hat erneut bestätigt, daß 
die sowjetische P o lit ik  die be i
den Aufgaben voneinander zu 
trennen sucht, die nach Au ffas
sung der Westmächte und der 
Deutschen als eine Einheit zu 
behandeln sin d : Entspannung 
und Sicherheit einerseits, deut
sche W iedervereinigung ande
rerseits. D ie  sowjetische Füh
rung ist offensichtlich bestrebt, 
in  den guten neuen Ton  des 
„entspannten Umganges“  m it 
der westlichen W e lt  keinen M iß
klang zu bringen. In  der deut
schen F rage  aber hat die T a 
gung des Obersten Sowjets
nichts von Entspannung erken
nen lassen. Bulganin hat w ie
derholt, was er in  Genf und 
nach ihm Chrustschow in  Ost
berlin  gesagt hat, und er läßt 
durch diese W iederholung die
sowjetische Deutschlandpolitik 
verste ift erscheinen.

Das sowjetisch© Schema
Vermehrte Besorgnis erweckt 

die vor dem Obersten Sow jet 
deutlich gemachte sowjetische 
Einstellung dadurch, daß sie
w iederum  und noch ausführ
licher das sogenannte innenpoli
tische Prob lem  der W iederver
ein igung hervorkehrt. „N icht 
durch eine mechanische Verb in
dung seiner beiden Te ile", „d ie 
Errungenschaften der W erk 
tätigen  in  der D D R ", „nur 
Schritt fü r Schritt", „Zusammen
arbeit der D D R  und der Bun
desrepublik“  —  das ist das 
Schema der derzeitigen sow je
tischen Deutschlandpolitik.

E s ist möglich, daß die E r
m utigung des Pankower Funk
tionärkörpers ein Hauptzweck 
dieses neuen sowjetischen A s
pektes der W iedervereinigung 
ist. Bei den M itgliedern der 
SED sowie in  den sowjetzonalen 
Parteiorganisationen und V er
waltungen ist seit der Räumung 
Österreichs Unruhe eingekehrt, 
die zur Auflösung ihrer po liti
schen M oral führen kann. D ie 
Sow jets haben ein begreifliches 
Interesse, die D D R  noch intakt 
zu halten, um ihren W ert als 
politisches Handelsobjekt in

den Ost - W est - Verhandlungen 
nicht zu beeinträchtigen.

Eine alte Parole
Aber die neue „innenpolitische“ 

L in ie  der sowjetischen E rk lä 
rungen stellt auch einen V e r 
such dar, die Bundesrepublik 
zu einem unmittelbaren Kontakt 
m it dem Zonenregime zu bew e
gen.

Das läuft auf dis W iederbele
bung der alten östlichen Paro le  
„Deutsche an einen Tisch“  h in
aus, die o ffiz ie ll erstm alig in 
einem.' B r ie f Grotewohls vom
1. Dezember 1950 an den Bundes
kanzler ausgesprochen worden 
war. Sie. g in g  —  und das Ist im 
H inblick auf etw aige künftige 
sowjetische P läne nicht uninter
essant —  zurück auf einen B e
schluß der P ra ger Konferenz 
der Außenminister der Ost
staaten unter Vorsitz Molotows. 
D iese Konferenz hatte am 
21. Oktober 1950 beschlossen: 
„Schaffung eines gesamtdeut
schen Verfassungsrates zur V or
bereitung einer demokratischen, 
friedliebenden, gesamtdeutschen, 
souveränen provisorischen R e 
gierung, in  der Ost- und W est
deutschland paritätisch vertre
ten sein sollen." D iese A u ffo r
derung ist damals ohne U m 
schweife abgelehnt tvorden —  
den Stempel der inneren Un
w ahrhaftigkeit trug sie ohnehin 
an sich m it der Forderung pari
tätischer Vertretung von 50 und 
von 18 M illionen Deutschen. 
A llen  späteren Aufforderungen 
solcher A rt  g in g  es ebenso —  
in  diesem Punkt waren sich 
Koalition  und Opposition immer 
ein ig, und sie befanden sich in 
Übereinstimmung m it der fre ien  
W elt.

Inzwischen sind Jahre ve r
gangen, und die F rage  scheint 
uns neu gestellt zu werden. 
N icht ausgeschlossen, daß der 
Krem l dem Bundeskanzler bei 
seinem Besuch den direkten 
Kontakt m it Pankow  zu emp
feh len versucht. Im  Bundesge
biet sprechen einzelne nichtkom
munistische Stimmen fü r den 
Kontakt, ebenso im  westlichen 
Ausland. Dabei spielt die a ll
gemeine Stimmung der E n t
spannung eine Rolle. Jedenfalls 
is t es zweckmäßig, sich m it der 
F rage  neu auseinanderzusetzen. 
F ragen  des Prestiges im U m 
gang m it Pankow  können dabei 
nicht maßgebend sein. Und der 
Gefahr einer „Anerkennung“  der

D D R  würde die Diplomatie, 
wenn es darauf allein ankom
men. sollte, sicherlich ausweichen 
können. Entscheidend dürfen 
nur sachliche Überlegungen un
ter dem Gesichtspunkt sein, 
keine vielleicht sich bietende 
Chance der W iedervereinigung 
ungeprüft zu lassen.

Nicht vorstellbar
A ber kann sich eine Chance im  

Kontakt Bonn—Pankow  bieten? 
Und zwar nicht im  Kontakt 
untergeordneter Stellen —  den 
es schon g ib t — , sondern im 
Kontakt zwischen Bundesregie
rung und Zonenregierung m it 
der politischen Aufgabe, den 
W e g  zu einer W iederverein i
gung echt demokratischer A rt  
fre i zu machen? Man muß diese 
F rage  so präzise formulieren, 
um nicht der Gefahr einer sen
timentalen Täuschung zu erlie
gen, die in  der biederen A u f
forderung, „d ie  Deutschen soll
ten sich an einen Tisch setzen", 
liegt. W enn ich m ir die F rage 
stelle, dann muß ich gestehen, 
daß m ir die Phantasie fü r  die 
Vorstellung fehlt, das Regim e 
U lbrichts könnte ernsthaft be
re it  sein, über seine lega le poli
tische Selbstauflösung durch 
fre ie  Wahlen zu verhandeln. 
Dann-, und nur dann hätte der 
Kontakt einen Sinn. Dagegen 
sprechen alle Erfahrungen und 
nicht zuletzt die unentwegt an
haltenden Isolierungs- und Sta
bilisierungsbemühungen des 
Pankower Systems. Ja, wenn es 
w irk lich  Mitteldeutschland wäre, 
m it dem Kontakt aufzunehmen 
ist, wenn in  den Ländern der 
Sowjetzone eine echte demokra
tische Vertretung entstünde . . . ,  
aber dann wäre Pankow  eben 
nicht mehr Pankow.

So aber ist, w ie gesagt,“ ein 
echtes Gespräch, das w irklich 
w eiterbringt, nicht vorstellbar, 
übrigens ist schon einmal der 
Versuch gemacht worden, wenn 
auch nur indirekt. Im  Dezember 
1951 hatten die Vereinten N atio 
nen die Bundesrepublik, die 
Sowjetzone, W est- und Ostber
lin  zu einer Tagung über die 
M öglichkeit fre ier  gesamtdeut
scher W ahlen geladen. D ie Aus
führungen, die damals die so
w jetzonale Delegation machte, 
w ichen in nichts von dem ge
wohnten Schema ab, und die 
Tagung ve r lie f ohne jede Spur 
sachlicher Annäherung.
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Wiedervereinigung ohne Umwege
V iz e k a n z le r  B lü c h e r  i n  B e r l i n  z u r  d e u t s c h e n  F r a g e  

Berlin  (Eigenbericht/AP/DPA). D ie  deutsche F rage  stand im  
Mittelpunkt einer bedeutsamen politischen Erklärung im  B er
liner Schloß Bellevue, V izekanzler Blücher sagte vor etwa 
400 Vertretern des öffentlichen Lehens Berlins, die Bundes
regierung sei zu einem „offenen Gespräch m it der russischen 
Regierung“ bereit. E r bekundete den dringenden Wunsch der 
Bundesregierung, die W iederverein igung Deutschlands ohne 
Umwege zu erreichen.

zwischen den Bewohnern der 
getrennten T e ile  Deutschlands, 
sagte Blücher, w erde von der 
Bundesregierung bere itw illig  
durchgeführt.

Zur F rage eines gesamtdeut
schen Gesprächs sagte der V ize
kanzler, er lehne ausdrücklich 
den Versuch ab, an Stelle des 
Gesprächs der Verantwortlichen 
einen zeitraubenden und zu 
nichts führenden U m w eg oder 
Ir rw eg  mitzumachen. D ie 
Schwierigkeit bei einem solchen 
Gespräch bestehe unverändert 
darin, daß nur die Bundesrepu
b lik  und Berlin  V ertreter stellen 
könnten, die in vö llig  unbeein
flußten, freien  und geheimen

Blücher betonte, daß die ver
schiedenen Verhältnisse in  bei
den Teilen  Deutschlands kein 
Hindernis fü r die W iederver
einigung seien. Im  übrigen hät
ten die Westmächte und auch 
die Bundesregierung ih r „volles 
Verständnis fü r das Bedürfnis 
der russischen Regierung nach 
Sicherheit fü r den F a ll der 
W iedervereinigung Deutschlands 
gezeigt“ .

B r fuhr fo r t : „Sollte die rus
sische Regierung daran gedacht 
haben, daß sie den von ihr be
setzten T e il Deutschlands in  ihr 
W irtschaftssystem  einbezogen 
hat, so kann sich daraus die 
Notwendigkeit von Verhandlun
gen ergeben, die aber keines
w egs die . so fortige Durchfüh
rung allgemeiner, fre ier, direk
ter und geheimer W ahlen und 
die W iederverein igung zu ver
zögern brauchen“ .

Jede so fortige Maßnahme fü r 
die Erleichterung des geistigen 
und materiellen Austausches

W ahlen ihren A u ftrag erhalten 
hätten.

Nachdem der V izekanzler aut 
die Bemühungen um die F re i
lassung der noch in  Rußland 
zurückgehaltenen Gefangenen 
hingewiesen und auch die N o t
w endigkeit eines einheitlichen 
W illens zur W iederverein igung 
betont hatte, erklärte er zum 
Thema Koexistenz: „Friedliches 
Zusammenleben, friedlicher g e i
stiger und m aterieller Aus
tausch m it allen Völkern, aber 
nicht auf der Grundlage des 
Zustandes der Trennung 
Deutschlands.“

D e r  W e g  i s t  k l a r
Zum Schluß faßte Blücher un

ter ' dem Leitm otiv  „So Ist der 
W eg  k lar“ d ie Stellung der Bun
desregierung in  zehn Sätzen zu
sammen. Darin  w ird  die „Treue" 
gegenüber den Mächten betont, 
die bisher bei der Erreichung 
der Freiheit halfen, sowie die 
Versicherung erneuert, daß die 
Bundesregierung ihren Anspruch 
auf Einheit und Freiheit nicht 
m it Gewalt zu verwirklichen 
gedenke.

Atommeiler in Karlsruhe
A u s n u t z u n g  d e r  E n e r g i e  f ü r  f r ie d l ic h e  Z w e c k e

Bonn (D P A ). D er erste Atom 
m eiler fü r Vv'issenseliaftliehe 
Zwecke in  der Bundesrepublik 
so ll in  der Nähe von Karlsruhe

Kronprinz Rupprechts letzter. Weg
B e i s e t z u n g  u n t e r  g r o ß e r  T e i l n a h m e  d e r  B e v ö l k e r u n g

während w eith in  die Glocken 
läuteten, wurde der Sarg dann 
aus der Ludw igskirche getra-

München (D PA /A P ). Unter 
starker Anteilnahme der Bevöl
kerung wurde der im  A lte r  von 
8G Jahren verstorbene K ron 
prinz Ruppreeht von Bayern in 
einem feierlichen Staatsbegräb
nis m it dem Zeremoniell eines 
regierenden Monarchen in Mün
chen zur letzten Bube gebettet.

D ie Feierlichkeiten begannen 
m it dem Trauergottesdienst in 
der Ludwigskirche. D er E rz
bischof von Bamberg, Dr. 
Schneider, zelebrierte das Pon- 
tifikalrequiem. Au f dem Sarg 
vo r dem Hochaltar ruhten Zep
ter und K rone der bayerischen 
Könige. In  seiner Trauerpred igt 
sagte P ro f. Dr. Lang, der 
Beichtvater des \ferschiedenen, 
Rupprecht habe in seiner Ge
stalt „tausend Jahre Bayerntum 
gesammelt und vollendet".

U nter den K längen  des baye
rischen Präsentiermarsches,

gen. D ie Fahnen der alten baye
rischen Arm ee neigten sich vmr 
dem letzten Generalfeldmar
schall des- Kaiserreiches. A u f 
sieben schwarzen Samtkissen 
wurden dem W agen  die beiden 
Marschallstäbe und die Orden 
des Kronprinzen nachgetragen, 
darunter der Pou r le Mérite. A ls 
V ertreter der Bundesregierung 
nahmen Vizekanzler Blücher 
und die Bundesminister Schaffer 
und Strauß sowie Bundestags- 
Vizepräsident Dr. Jäger an dem 
Staatsbegräbnis teil.

Sechs Bereitschaftspolizisten
trugen dann den Sarg in die 
Theatinerkirche zur Fürsten
gru ft. Während Böllerschüsse 
erklangen, stimmte die Kapelle 
das L ied  vom guten Kameraden 
an. E in  letztes M al wurden die 
Traditionsfahnen gesenkt.

errichtet werden. Dieses E rgeb 
nis einer Besprechung von A tom 
wissenschaftlern unter dem 
Vorsitz von Bundeskanzler 
Adenauer wurde vom  Bundes- 
presseamt bekanntgegehen. D ie 
Rcaktorstation soll auf gem ein
nütziger Grundlage der Ent
wicklung der friedlichen Atora- 
technik sowie der Heranbildung 
des wissenschaftlich-technischen 
Nachwuchses dienen.

M it der Ratifizierung der P a 
riser Verträge seien im  wesent
lichen die bisher der Bundes
republik auferlegten Beschrän
kungen auf dem Gebiet der 
Kernenergie weggefallen , heißt 
es in  der Verlautbarung.

Die siebente Million
Berlin  (Eigenmeldung.7. Der 

Senat hat eine weitere M illion  
zur Deckung von Unkosten zur 
Verfügung gestellt, die als 
F o lge  der erhöhten Straßen
benutzungsgebühren bei einer 
Fahrt durch die Sowjetzone ent
stehen. Damit sind insgesamt 
sieben M illionen DM  fü r der
artige Zwecke bew illig t worden.



E in h eit von größter B edeu tun g
B r ie f w e c h s e l  E i s e n h o w e r  —  A d e n a u e r  

W ashington (D PA ). Präsident Eisenhower versicherte in 
einem vom W eißen Haus veröffentlichten Schreiben an Bundes
kanzler Adenauer, er betrachte die W iederverein igung Deutsch- 
lands als eine Aufgabe von größter Bedeutung fü r  die Schaffung 
der Grundlagen eines dauerhaften Friedens. Eisenhowrer beant
w ortete m it seinem B rie f ein Schreiben des Bundeskanzlers, in 
dem dieser den Begierungschefs der drei Westmächte fü r ihre 
Haltung in Genf gedankt hatte.

Bundeskanzler Adenauer stellte 
in  seinem Schreiben, fest, die 
Genfer Besprechungen hätten 
die Standpunkte beider Seiten 
geklärt. „D ie Tü r, zu weiteren 
Verhandlungen ist je tz t offen. 
D er W esten kann in  diese V er
handlungen m it geschlossenen 
Reihen eintreten.“ Der Kanzler 
erklärte, nur durch Bewahrung 
seiner Einheit werde der W esten 
hie Sow jets zu einer vernünfti
gen Lösung der großen P ro 
bleme bewegen können. „A u f 
dem W eg  zu diesem Ziel, der 
läng, ermüdend und vo ll von 
R isiken sein w ird , w ird  eine 
enge Zusammenarbeit aller nö-

. W ashington (AP/D PA ). Präsi
dent Eisenhower und Außen
m inister Dulles versicherten, 
daß sie die nätionalchinesisehe 
Regierung auf Formosa nicht 
preisgeben würden.

Eisenhower erklärte vor K on 
greßm itgliedern, die U SA hät
ten in. Genf „kein zweifelhaftes 
Geschäft gemacht, um die F re i
lassung der e lf amerikanischen 
F lieger  zu erwirken. Dulles be
tonte auf seiner wöchentlichen 
Pressekonferenz, Rotchina müsse 
sich an den Gedanken gewöh
nen, daß auf Formosa die 
nationalchinesische Regierung 
herrsche. Im  Falle  eines An
griffs  auf Nationalchina würden 
die U SA ihre vertraglichen V er
pflichtungen erfüllen.

Dulles sagte, eine offizielle 
Verpflichtung Pekings, auf jede 
G ew alt bei der Regelung um
strittener Fragen  im  Fernen 
Osten zu verzichten, würde den 
W eg  zu ausgedehnten Verhand
lungen über größere Problem e 
zwischen China und den ande
ren Ländern einschließlich den 
U SA  .frei machen. D ie USA 
würden nicht „m it einer P isto le 
an der Schläfe“ ? verhandeln, 
vielm ehr müsse die P isto le

tig - sein, die guten W illens 
sind.“ Der K anzler versicherte 
dem USA-Präsidenten, er könne 
sich in  dieser F rage vo ll und 
ganz auf die H altung-der deut
schen Bundesregierung verlas
sen.

In  seinem Antwortschreiben 
stim m t Eisenhower der Ansicht 
des Kanzlers zu, daß die A u f
rechterhaltung der E inheit des 
Westens von entscheidender Be
deutung fifr  die Erreichung der 
angestrebten Z iele sei und be
grüßt die Versicherung Aden
auers, daß die Bundesregierung 
m it den Westmächten für dieses 
Z iel Zusammenarbeiten werde.

überhaupt zur Seite ge legt w er
den.

In  ungewöhnlich freundlichem 
Ton  sprach der Außenminister 
von dem • rotchinesischen M in i
sterpräsidenten Tschu en-Lai 
und dessen letzter Rede. E r 
sagte, Tschu sei im  Verzicht 
auf Gewaltanwendung w eiter 
gegangen als je  zuvor: „Ich  bin 
glücklich darüber.“

Kopenhagen (A P ).. A u f dem
6. Internationalen Astronauti- 
ker-Kongreß in  Kopenhagen 
gab der amerikanische Sachver
ständige Petersen Einzelheiten 
über die geplante Errichtung 
eines künstlichen Erdtrabanten 
bekannt. E r zeichnete die Ent
wicklung in drei Stadien auf.

1. In  naher Zukunft/wird ein 
leerer „B a ll“ in eine Entfernung 
von etwa 400 km abgeschossen 
und dort als Versuchs-Satellit 
dienen.

2. Anschließend, unter Berück
sichtigung der Erfahrungen mit 
dem Versuchs - Satelliten, w ird

Abriß des Stettiner 
Bahnhofs?

Berlin (Eigenmeldung). Nach 
einer Ankündigung der kommu

nistisch verwalteten Beichsbahn- 

direktion Berlin sollen die noch 

stehenden- Gebäudeteile des 

Stettiner Bahnhofs abgerissen 
werden.

Bereits vor v ier Jahren war 
der Zugverkehr von diesem frü 
her bedeutendsten Bahnhof Ber
lins nach Mecklenburg und Pom 

mern vollkommen eingestellt 
worden. Anfang dieses Jahres 
hatte die Oberzugleitung sich 
darum bemüht, den Stettiner 
Bahnhof w ieder teilweise in Be
trieb zu setzen, da die A u f

nahmefähigkeit des Schlesischen 
Bahnhofs („Ostbahnhof“ ) nicht 
mehr ausreichte. Jetzt hat je 
doch das Verkehrsministerium 
entschieden, daß keine M ittel 
fü r einen W iederaufbau zur 
Verfügung gestellt werden.

Ein Teilverbot
Der private Buchhandel in der 

Sowjetzone werde gegenüber 
dem „volkseigenen Buchhandel“ 

so benachteiligt, daß man von 
einem Te ilverbot sprechen könne, 
gaben M itg lieder der N D P  in 

L e ip z ig  zu.

ein richtiger Erdtrabant ent
sandt, der alle notwendigen 
Apparaturen fü r die Messungen 
enthält.

3. Der nächste Satellit w ird 
dann Versuchstiere m it sich füh
ren.

Wenn diese drei Stadien er
folgreich bew ältigt sind, ist 
nach Petersens Ansicht der 
Zeitpunkt gekommen, einen 
künstlichen Dauermond zu 
bauen, der Menschen „an Bord“ 
hat. Von diesem bemannten Sa
telliten aus soll dann der V or
stoß in den eigentlichen W e lt
raum erfolgen.

USA geben Form osa nicht preis
A b e r  f r e u n d l ic h e  W o r t e  a n  T s c h u - E n - L a i

D auerm ond m it Menschen „an  B o rd “
T r a b a n t e n - E n t w ic k l u n g  i n  d r e i  S t a d ie n



S o  „ a r b e i t e n 44 d ie  M e n s c h e n r ä u b e r  d e s  S S D
Aus Darmstadt im Auto entführt — Täter in Westberlin gefaßt

Berlin  (Eigenbericht). E in  neuer Menschenraub, ausgelübrt 
von SSD-Agenten und Berufsverbrechern, is t je tz t bekannt
geworden. D er Abteilung V  des W estberliner Polizeipräsidiums 
ist es gelungen, die beiden Haupttäter, den 24jährigen Joachim 
T ietze und den gleichaltrigen Heinz Horeis aus Berlin, zu ver
haften. —  M it H ilfe  der in der Sowjetzone wohnenden Tochter 
des Opfers wurde von den Menschenräubern in der Kackt zum 
25. Juli der nach Westdeutschland geflüchtete 48jährige ehe
m alige M ajor der Volkspolizei
bei Darmstadt entführt.

Murau, der durch den Besuch 
seiner Tochter keinen Verdacht 
geschöpft hatte, wurde m it 
A lkohol und Karkotika w illen
los gemacht und bei Kacht und 
Kebel über die Zonengrenze ge
fahren, —  Lächelnd nahmen die 
Mensehenräuber w enige Stun
den später im  SSD-Hauptquar- 
tier das versprochene K op fge ld  
in Höhe von 10 000 D M  W est in 
Empfang.

E in Zufall führte vor kurzem 
die Krim inalpolizei auf die Spur 
des bis dahin noch nicht ent
deckten Verbrechens, Der Stein 
kam ins Rollen, als ein K rim i
nalbeamter auf seinem Streifen
gang vor einem K ino am H er
mannplatz (Neukölln ) am 2. Au
gust einen Pk w  stehen sah, in 
dessen Handschuhfach eine bel
gische Pisto le, K a liber 7,65 mm, 
lag. Eine über Punk herbeige- 
rufene Sonderstreife nahm nach 
Schluß der Vorstellung den Fah
rer des Wagens, Tietze, zu
nächst wegen unbefugten W a f
fenbesitzes und Verdachts des 
Autodiebstahls fest. In  der an
schließenden Vernehmung ver
w ickelte sich Tietze jedoch in 
derartige W idersprüche, daß die 
Po lize i schließlich den Verdacht 
schöpfte, T ie tze sei ein Verb in
dungsmann zum SSD. D ie A b 
teilung V  schaltete sich ein, 
nach stundenlangen Vernehmun
gen gab der anfangs hartnäckig 
leugnende T ietze zu, an einem 
Menschenraub in Westdeutsch
land bete ilig t zu sein.

„Peter“ zahlte gut
„Ich  brauchte Geld“ , begann 

der Menschenräuber sein Ge
ständnis. —  Im  März dieses 
Jahres hatte er in einem Kreuz
berger Lokal seinen späteren 
Komplicen Horeis kennenge
lernt, der als SSD-Agent unter

Sylvester Murau aus Heubach

dem Namen W agner bekannt 
war. „Kom m  zu uns", hatte H o 
reis gesagt, „und du verdienst 
Geld w ie H eu .“

T ie tze  ließ sich anwerben und 
erhielt in  den folgenden Mona
ten von dem SSD-Mann „Pe te r“ 
A u fträge fü r W estberlin. Im  
April, Mai und Juni hatte der 
neue Agen t jew eils drei Nach
richtenleute zu beobachten, die 
zu einem gegebenen Zeitpunkt 
entführt werden sollten. Anfang 
Ju li erhielt T ie tze  zusammen 
m it H oreis den Auftrag, den 
ehemaligen Vopo-M ajor aus der 
Bundesrepublik in die Sow jet
zone zu schaffen. Während die 
Agenten die Einzelheiten der 
Entführung im1 Ostsektor er
örterten und festlegten, ver
pflichtete der SSD seinerseits 
die Tochter des Opfers, die auch 
sofort bereit war, ihrem Vater 
„das Genick zu brechen". —  
Zwei Tage später fuhr sie be
suchsweise nach Heubach. V or
her tra f sie sich an der Zonen
grenze bei Helm stedt m it ihren 
Komplicen und verabredete die 
Einzelheiten des Planes.

Bekanntschaft beim Tanz
Zur Ausführung der Ta t hat

ten sich die Agenten in  W est
berlin  einen P k w  gemietet, m it 
dem sie „probeweise“ die vor
gesehene Entführungsstreeke 
abfuhren. Dabei kam es zu 
einer letzten Besprechung mit 
dem SSD-Stab unter Leitu ng 
von „P e te r"  an der Zonen
grenze, wo später Murau aus
gelie fert werden sollte.

Am  Abend des 23. Juli führte 
die Tochter verabredungsgemäß 
ihnen ahnungslosen Vater in ein 
Tanzlokal in Darmstadt. Dort 
wurde sie von einem1 der K om 
plicen zum Tanzen aufgefordert, 
wodurch sich die Möglichkeit

ergab, daß die Täter, ohne V er
dacht zu erregen, am Tisch des 
Opfers P la tz  nehmen konnten. 
Nachdem man gemeinsam bis 
zum M orgen gezecht hatte, 
luden T ie tze  und H oreis den 
Mann und seine Tochter zum 
Nachm ittag zu einer Spazier
fahrt ein. —  V or Beginn der 
Fahrt (gegen  16 Uhr) wurde in 
Darmstadt schon der erste A lko
hol getrunken. Dann g ing es 
über Aschaff enburg nach Schwei'n- 
fu rt. Zwischendurch wurden 
mehrmals Pausen eingelegt, ln 
denen die Verbrecher ihrem 
Opfer derart v ie l m it Narkotika 
vermischten Alkohol einflößten, 
daß Murau kurz hinter Schwein- 
fu rt vö llig  w illenlos und betrun
ken im  W agen  zusammensackte.

In  rasender Fahrt steuerte 
T ietze nun den W agen nach 
Kronach und fuhr über einen 
ungepflügten Acker in die So
wjetzone. D ort wurde das Fahr
zeug bereits von dem SSD-Mann 
„Pe te r“ m it seinen Leuten emp
fangen. D er w illenlose Murau 
wurde aus dem W agen gehoben 
und ln  einer BM W -Llm ousine 
fortgesehafft.

Kopfgeld wurde verjubelt
Nach der Ta t kassierten die 

Verbrecher die Belohnung’, te il
ten sie und fuhren getrennt 
nach W estberlin  zurück. Das 
Mädchen w ar bereits vorher zu 
ihrem W ohnort in der Zone ge
fahren.

Unterdessen lie f nach der 
Festnahme Tietzes am 2. August 
eine umfangreiche Fahndung 
nach H oreis alias W agner an, 
der schließlich vö llig  überrascht 
in der Nacht zum 6. August am 
Kottbusser To r aufgegriffen 
wurde. Auch er hatte eine P i 
stole bei sich. —  W ie  sich her
ausstellte, hatten die beiden die 
„Belohnung“ inzwischen zum 
größten T e il in zw ielichtigen 
Lokalen durchgebracht. N ur 
noch über 1000 DM  verfügte 
T ietze bei der Festnahme.

W ie  die Po lize i m itteilt, ist 
Horeis als Gewaltverbrecher be
kannt und erst kürzlich wegen 
schwerer Körperverletzung zu 
zehn Monaten Gefängnis ver
u rteilt worden. Bisher hatte er 
sich der Vollstreckung durch die 
Flucht entziehen können.



„Neuordnung“ im Wohnungswesen t
A u s q u a r iie ru n g e n  — A u fg l ie d e ru n g  —  „K in g ta u s ch 4* 
Unter dem Stichworfc „Neuordnung- in der Wolmraumvertei- 

iung“  laufen zur Zeit in  mehreren Städten W ettbewerbe ein
zelner Wohnungsämter, die eine strengere Erfassung des p ri
vaten Wohnraumes zum Z iele haben. In  Ostberlin finden solche 
„W ettbew erbe“  zwischen den Stadtbezirken Pankow und W el- 
ßensee statt. In  Dresden und Rostock hat es bereits umfang
reiche Ausquartierungen gegeben. D ie Aktion läuft unter 
irreführenden Bezeichnungen w ie „Ringtausch“  und „W olm ungs- 
aufgliederung“ .

D er Ringtausch sieht fo lgen 
dermaßen aus: ein Funktionär 
oder Aktivist, der eine neue 
oder größere Wroknung benö
tig t , w eist nach, daß in seinem 
W ohnort eine politisch und pro
duktionsmäßig gesehen „nicht 
so w ichtige Fam ilie“  seiner M ei
nung nach eine zu große ’Woh
nung besitzt. E r  nominiert diese 
beim  R at des Kreises, der die 
"Wohnung überprüfen läßt.

Stellt sich dabei heraus, daß 
besagte Fam ilie  auch nur ein 
Zimmer mehr bewohnt, als ihr 
nach den Gesetzen zustehen, 
w ird  ih r der Umzug in  eine 
kleinere Wohnung* nahegelegt. 
Kom m t sie dieser Aufforderung* 
nicht nach, kann sie ausquar
tiert werden.

D ie  je tz t  anhängigen W ett
bewerbe beziehen sich auf die 
Freimachung derartiger W oh
nungen. Beliebt ist die Räu
mung solcher Wohnungen, in 
denen Unterm ieter sind. Kann 
der obengenannte Funktionär 
eine unterverm ietete Wohnung 
nachweisen, die seinen Ansprü
chen genügt, w ird  ihm diese zu

gew iesen und die Exm ittierten 
erhalten im  Ringtausch ein 
neues Quartier. So erfo lg t auf 
tatsächlich „neue" A rt eine 
Wohnraumaufteilung nach so
zialistischem Prinzip.

D ie  Unzumutbarkeit der im  
„Ringtausch" freigemachten Aus
weichquartiere sp ielt dabei keine 
Rolle. Es hat Fä lle  gegeben, wo 
in  Ungnade gefallene Funktio
näre gleichzeitig  m it ihrer En t
lassung auch die —  oft schon 
seit zwanzig Jahren bewohnte 
—  W ohnung verloren. D er Staat 
hat sein eigenes, politisches 
W  ohnungsgesetz.

Bei der W ohnungsaufgliede
rung handelt es sich um die 
künstliche Te ilun g größerer 
Wohnungen, in  denen bevor
zugte Funktionäre als allein
stehende Unterm ieter leben. Da 
der Staat keine Junggesellen
wohnungen bauen kann, werden 
h ier auf m itunter recht kuriose 
A rt  „Appartem ents" abgeteilt, 
m it eigenem Zugang und e ige
nem Bad. Diese Umbauten kom
men o ft  teurer als ein Neubau, 
erfordern aber w en iger Material.

So wurden in  letzter Zeit v ie l
fach ganze Häuser baulich ver
ändert. F ü r die Wohnungsämter 
ist es ein reines W ettbewerbs
geschäft: Sie haben „neue W oh
nungen" geschaffen „aus dem 
Nichts". Das g ib t immerhin 
Punkte . . .

Leid tragend hei diesen Mani
pulationen ist nur die Bevölke
rung, die ihre Wohnungen oft
mals nicht mehr als ruhiges 
H eim  zu betrachten wagt. Der 
W e g  der Vernunft: Schaffung
neuen Wohnraumes durch staat
lichen Wohnungsbau, ist nicht 
gangbar, solange das m ilitä
rische und schwerindustrielle 
Bauprogramm alle verfügbaren 
M ittel verschlingt.

Sie sollen nicht 
nach Westberlin

Berlin  (D P A ). 37 Angestellten 
des staatlichen Haudelsapparates 
„D IA  T ex til“  wurde gekündigt, 
w eil sie sieh weigerten, eine 
Verpflichtung zum. Nichtbetreten 
der Berliner W estsekioren zu 
unterschreiben.

Auch aus anderen Ostberliner 
staatlichen Betrieben wurden 
derartige Kündigungen bekannt. 
Selbst Versorgungsbetriebe w ie 
die Bew ag blieben von ihnen 
nicht verschont. In  der schrift
lichen Begründung fü r Kündi
gungen im  Bereich der sow jet
zonalen Reichsbahn wurde er
klärt, daß die Verw eigerung der 
Unterschrift einen „Vertrauens
bruch" darstelle. Maßregelungen 
aus denselben Gründen wurden 
auch aus Potsdam  berichtet.

Direkt mit Pankow?
F o r t s e t z u n g  v.  S e i t e ü

Das aller ist die große Gefahr, 
die m it politischen Kontakten 
Bonn—Pankow  verbunden is t : 
daß nämlich ein Gespräch be
gonnen w ird , bei dem ein Ende 
überhaupt nicht abzusehen ist 
oder nur ein Ende m it einem 
klaren Bruch. In  beiden Pallen  
is t der W iederverein igung nicht 
genutzt, w ohl aber unter Um 
ständen schwer geschadet. Im  
Zeichen der begonnenen En t
spannung kann sich im1 Ausland 
eine Stimmung entwickeln —  
kleine Anzeichen g ib t es be
reits — , daß nur die Deutschen 
m it ihrer W iedervereinigung 
der allgemeinen Befriedung im  
W ege stehen. Um so näher lieg t 
es dann, die Verantwortung fü r

die W iederverein igung oder rich
t ige r  fü r ih r Nichtzustande
kommen auf diese Deutschen 
abzuwälzen, d ie sich. nicht m it
einander einigen können. Den 
eigentlichen Vorte il davon hätte 
neben den Pankowern die so
w jetische P o lit ik : durch einen 
Kontakt Bonn—Pankow  könnte 
sie die Ernte der allgemeinen 
Entspannung einbringen und 
trotzdem  die W iederverein igung 
durch ihre Pankower Sprecher 
unbegrenzt hinausziehen, ohne 
selber in  Erscheinung treten zu 
müssen. D ie Bundesrepublik 
aber würde scheinbar in  ständi
g e r  Auseinandersetzung m it den 
„Deutschen der anderen Seite“ 
stehen, die aber in W irklichkeit 
nicht die eigentlichen Deutschen 
sind, sondern die Sowjetunion 
m it ihrer militärischen Macht
stellung.

D ie Situation w äre anders, 
wenn die Mächte sich auf einen 
festen P lan  m it festen Zeiten 
fü r die Vorbereitung und den 
V ollzug der W iederverein igung 
einigen würden. Das w äre eine 
„verantwortungsvolle Handlung", 
die die Gefahren eines unver
bindlichen gesamtdeutschen Ge
spräches wahrscheinlich aus
schlösse. Ein unmittelbarer 
Kontakt hätte dann einen prak
tischen Sinn, nämlich E inzelhei
ten zu regeln , nachdem die 
Grundentscheidung verbindlich 
gefa llen  ist. Ob solche Chancen 
gegenw ärtig  bestehen oder 
nicht, kann sich in  der Genfer 
Oktober - Konferenz, vielleicht 
auch beim  Moskau-Besuch des 
Bundeskanzlers zeigen. Beson
dere Hoffnungen gew ährt die 
letzte Rede Bulganins allerdings 
nicht.



„Pitty“
D er  „volkseigene Zirkus A eros" hat in 

Ostberlin seine Zelte aufgesehlagen. D ie 
Ostberliner „Neue Zeit“  schreibt ihren B e

r ic h t  über das Zirkusprogramm unter der 
Überschrift „M eister P e tz  fährt ,P itty ” ‘ und 
meint, daß auch die Braunbären eines 
„volkseigenen“ Zirkus’ bei ihrem  A u ftritt 
m it der Zeit gingen. Sie brausen nämlich 
auf einem M otorroller durch die Manege.

Dam it w ird  den Rollerfreunden in  der 
Zone sinnfällig bestätigt, daß ihnen das 
R egim e m it dem Rummel um den M otor
ro ller „P it ty “ schon lange einen Bären 
aufgebunden hat. V o r zw ei Jahren ver
sprach U lbricht nach dem 17. Juni der B e
völkerung der Zone den M otorroller „P it ty “ 
als Glanzstück der besseren Versorgung im 
Zeichen des längst vergessenen Neuen 
Kurses. Damals zerlegten Konstrukteure 
drei westdeutsche M otorroller in  ihre B e
standteile und „erfanden“  den R o ller 
„P it t y “ , dessen Konstruktion, vrie der in 
zwischen geflüchtete Kontrollm eister des 
Herstellerwerkes, Roske, berichtete, be
reits 1700mal geändert worden ist.

Westb erlin-Verbot für Osiangesielite

„Der MagisiraisangesielHe Is! schon ver
dächtig, Genosse, er schläft mit dem 

Gesicht nach dem Westen!"

— „Ich entwerfe schon 
Verkehrsschilder für die Eaum- 
schiifahrf!"

5000 „P it ty s “ sollten nach dem P lan  1954 
gebaut werden. 75 R o lle r  waren Ende N o 
vem ber fertig , keiner von ihnen lie f 
bis zum Auseinanderbrechen mehr als 
6000 Fahrkilom eter; In  diesem Jahr sollen 
nun 10 000 R o ller dieser zweifelhaften K on 
struktion gebaut werden, aber bei den 
Planziffern  w ird  es w ohl bleiben. E in ige 
Renom m ierroller stehen in  den HO-Auto- 
läden zur Ansicht. 2300 Ostmark soll dieser 
R o ller kosten, obwohl die reinen H erste l
lungskosten zwischen 4000 und 5000 Ost
mark betragen.

„P it t y “ und der Rubel —  sie rollen beide 
nicht.

M u tter  h a t t e  E r fo lg
Münster (D PA ). D ie  65jährige Mutter 

aus Münster, die während der V ierer
konferenz nach Genf gereist war, um die 
Freilassung ihres Sohnes aus sowjetischer 
Kriegsgefangenschaft zu erreichen, erhielt 
die Ankündigung, daß ihr Sohn bald fre i
gelassen w ird . In  einem) eingeschriebenen 
E ilbotenbrief te ilte ih r der sowjetische 
Konsul in Bern, Bobrov, m it, er sei zu der 
M itteilung beauftragt, daß ih r Sohn „in  
absehbarer Zeit entlassen und repatriiert 
w ird ".



Das Wolfsburger Miliionenfest
E i n  g r o ß e s  E r e i g n i s  — ■ V o lk s w a g e n  je tz t  b e s s e r  u n d  b i l l i g e r

Wolfsburg: (E igenbericht). D er m illionste Volkswagen lie f  in  
W olfsburg vom Band. E in  großes, fü r Europa bisher einmaliges 
E re ign is! Dock Generaldirektor Nordhoff „enttäuschte“  die über 
tausend in- und ausländischen Journalisten, d ie sich zu dieser 
M illionenfeier versammelt hatten; Es g ib t kein neues Modell. 
A llerdings w ird  der alte, bewährte Volkswagen b illig e r  und 
noch besser.

Unter Beibehaltung der K on 
struktion und der in  allen E rd 
teilen  bekannten äußeren Form  
wurden Änderungen durchge- 
fiih rt, d ie den Volkswagen kom
fortab ler gestalten. W ich tig  ist 
vor allem der Pre is, denn 
250 D M  b illig e r  w ird  von sofort 
an das Exportmodell, das damit 
nur noch 4600 D M  kostet. Um 
160 D M  senkte das W erk  den 
Pre is  des Standardtyps, der 
nun fü r 3780 D M  zu haben ist. 
Das viersitzige K abrio le tt w ird 
von sofort an sogar um 510 D M  
billiger.

Auch die technischen Neuerun
gen sind erwähnenswert. E in ige 
Zentimeter ist der W agen jetzt 
innen länger und breiter. A u f 
den Rücksitzen macht sich das 
schon bemerkbar. Um 20 P ro 
zent wurde der Kofferraum  un
ter der Vorderhaube vergrößert, 
denn man hat nun den Benzin
tank tie fer gelegt. Schließlich 
ist der Volkswagen auch noch 
leiser geworden. D ie  farben fro
hen Bezüge geben dem W agen 
nun noch ein ansprechenderes 
Gesicht.

Auch der zweim illionste Volks
wagen, so sagte Generaldirek
tor Nordhoff, w ird  genau so 
aussehen w ie der millionste. E r 
fü gte hinzu: „W ir  haben nicht 
die Absicht, diesen in  a ller 
W e lt  bewährten und beliebten 
T yp  aufzugeben.“

G ä s te  a u s  a l le r  W e lt

Doch die Vorstellung des ver
besserten Volkswagens g in g  fast 
unter in der M illionenfeier, zu 
der Gäste aus a ller W e lt  nach 
W olfsburg gekommen waren. 
Schon in den frühen Nachm it

tagsstunden strömten Zehntau
sende in  das W erk, um1 sich auf 
den e ilig  gezimmerten Tribünen 
einen guten P la tz  zu sichern. 
Denn Künstler aus fü n f K on ti
nenten sollten Proben ihres 
Könnens geben. 150 000 M en
schen fü llten  dann am Nachm it
tag  das Stadion. Abends wurde 
der T a g  m it einem selten erleb
ten Feuerwerk beschlossen.

Reformierte 
W eltorganisation

Detm old (D PA ). Anläßlich des 
internationalen reform ierten 
W eltkongresses wurde in D et
mold die „Internationale V er
einigung des reform ierten B e
kenntnisses und der Reform ier
ten“ gegründet. D ie Verein i
gung, der nur Einzelm itglieder 
angehören können, w ill die in
ternationale ; Begegnung zw i
schen reform ierten Christen aller 
Länder fordern. Sie w ill nicht 
in  den Aufgabenkreis der K ir 
chen eingreifen. Das Sekreta
riat soll in  Amsterdam eröffnet 
werden.

Lebenszeit hat sieh verlängert
D u r c h s c h n i t t l i c h e  L e b e n s e r w a r t u n g ;  6 2  J a h r e

der 68jährige in  der vergange
nen Woche die Glückwünsche 
des bremischen Senats.

544 Anschläge
Monte Carlo (A P ). Bei einer 

in  Monte Carlo veranstalteten 
„W eltm eisterschaft im1 Maschi
nenschreiben“ siegte die Stutt
garterin  Lore A lt m it 544 An
schlägen in  der Minute. Den 
zweiten P la tz  belegte M argot 
Gramer aus Stuttgart-W aib lin
gen m it 540 Anschlägen.

Bonn (A P ). D ie heutige B e
völkerung im Bundesgebiet lebt 
fast doppelt so lange w ie  die 
Vorfahren vor etwa 100 Jahren.

Nach Erhebungen des Statisti
schen Bundesamtes über die 
Lebenserwartung konnten die 
im  Jahre 1870 geborenen K inder 
durchschnittlich nur m it einem 
A lte r  von 37 Jahren rechnen. 
D ie nach dem zweiten W e lt
k rieg  geborenen K in der werden 
dagegen m it einem Lebensalter 
von durchschnittlich 62 Jahren 
und darüber rechnen können. 
D ie  Verlängerung der Lebens
ze it w ird  nach Angaben des 
Amtes in erster L in ie  auf die 
Fortschritte in  der m edizin i
schen W issenschaft zurückge
führt.

Zehn Jahre im Amt
Bremen (A P ).  D er Bremer 

Senatspräsident W ilhelm  K a i
sen (SPD ) kann als bisher ein
z ige r  westdeutscher Länderchef 
auf eine zehnjährige, ununter
brochene Am tstätigkeit zurück
blicken. Genau zehn Jahre, 
nachdem er die A rbeit im  B re
mer Rathaus auf nahm, empfing

Filme im Amerika-Haus
Ständige kostenlose F ilm vor

führungen mit den neuesten 
Wochenschauen werden fü r Be
sucher aus dem Ostsektor Ber
lins und der Ostzone im 
A m e r i k a h a u s  a m  N o l -  
l e n d o r f p l a t z  gezeigt. 
Täglich  ab 13 U hr in  stünd

licher Folge. Letzte Vorführung 
um 17 Uhr. Sonnabends Beginn 
um 14 Uhr; sonntags Beginn 
um 15 Uhr.

Jugendfilmstunde für K inder 
aus dem Ostsektor und der Ost
zone jeden Sonntag um 14 Uhr.

S S D , herhören!
Der kleine TA G  w ird  ver

sandt und verteilt ohne
Rücksicht auf d ie politische 
Gesinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Empfänger
sogar besonders beliebt,
denn sie haben es nötiger 
als andere, d ie W ahrheit zu 
erfahren. W er Verdacht hat, 
daß seine Post überwacht 
w ird, kann den kleinen TAG 
also ruhig bei der Polizei 
oder beim Bürgerm eister
amt oder bei seiner D ienst
stelle abgeben. übrigens
w ird  er auch dort gern 
gelesen.
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